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1
Einleitung 

In der aktuellen dramatischen Wirtschafts-
krise wird die Frage nach der Wettbewerbs-
und Zukunftsfähigkeit des deutschen Mo-
dells in aller Schärfe aufgeworfen – werden
doch auf den Weltmärkten die Karten neu
gemischt. Die Schwellenländer holen auf,
insbesondere China verfolgt eine dezidier-
te High-Road-Strategie, die den altein-
gesessenen Industrieländern ihre Domi-
nanz auf den Märkten für höherwertige
Produkte bereits jetzt oder in absehbarer
Zukunft streitig macht (Xielin et al. 2007).
Durch die Krise werden sich die Kräftever-
hältnisse auf dem Weltmarkt beschleunigt
verändern.

Wie kann sich die deutsche Volkswirt-
schaft gegen den wachsenden Konkurrenz-
druck behaupten? Dies ist die zentrale Fra-
ge, die uns in den kommenden Jahren be-
schäftigen wird. Die Antwort hierauf ist
evident: Zur Sicherung der eigenen Wett-
bewerbsvorteile gegenüber der internatio-
nalen Konkurrenz ist die beschleunigte
Einführung und Umsetzung von Innova-
tionen nötig. Dies ist allerdings kein leich-
tes Unterfangen, denn technologische Vor-
sprünge werden in einer globalisierten
Wirtschaft immer schneller aufgeholt.

Regierungen formulieren weltweit Stra-
tegien, die Innovationsprozesse beschleuni-
gen und auf der Ebene der Volkswirtschaft
hierfür die Voraussetzungen schaffen sol-
len. Verstärkte finanzielle Anstrengungen
im Bildungssektor, in der staatlichen For-
schung sowie im Bereich Forschung und

markiert (Abschnitt 2 und 3), zum anderen
wird das deutsche Innovationssystem um-
rissen, in dem innovationspolitische Stra-
tegien umgesetzt werden (Abschnitt 4 und
5). Das Fazit richtet den Blick auf Wege zur
Durchsetzung einer mitbestimmungs-
freundlichen Sicht von Innovationsprozes-
sen (Abschnitt 6).

2
Standortbestimmung des
deutschen Innovations-
modells

Mit dem Verweis auf die hohen Export-
überschüsse wurde in der Vergangenheit
die Frage nach der anhaltenden Konkur-
renzfähigkeit des deutschen Innovations-
modells regelmäßig positiv beantwortet.
Das Hochlohnland Deutschland agiert mit
hochwertigen Produkten – häufig ver-
knüpft mit produktbezogenen Dienstleis-
tungen – erfolgreich auf den Weltmärkten.
Die Liste der „hidden Champions“ ist lang.
So haben nach Angaben des Verbandes der
deutschen Maschinen- und Anlagenbauer
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Im Zuge der Weltwirtschaftskrise verändern sich auch die globalen Marktverhältnisse. Die Frage, ob Deutschland als Gewinner aus der
Krise hervorgeht, kann heute noch nicht beantwortet werden. Ausschlaggebend wird sein, ob die deutschen Unternehmen erfolgreich
ihre Innovationsfähigkeit weiterentwickeln. Könnte die Mitbestimmung einen Beitrag dazu leisten, das Wissen sowie die Kooperation
der Beschäftigten zu aktivieren und besser in den Innovationsprozess einzubringen?

Entwicklung (F&E) der Unternehmen sind
hierbei nur ein Element. Veränderungen
im institutionellen Arrangement, z. B. in
der Verzahnung staatlicher und privater
Forschungseinrichtungen, in der Ausrich-
tung des Finanzsektors auf eine gezielte
und großzügigere Bereitstellung von Risi-
kokapital sowie in der Intensivierung der
horizontalen und vertikalen Kooperation
von Unternehmen, werden ebenfalls ver-
folgt.

Mehr oder weniger bemühen sich alle
wichtigen Volkswirtschaften um einen sol-
chen strategischen Ansatz – mit einer je
spezifischen Ausprägung des Verhältnisses
von Markt und staatlicher Politik. In einem
Fall kommt dem Staat mehr Gewicht zu –
wie z. B. in China –, in anderen Fällen wird
das freie Spiel der Marktkräfte eher präfe-
riert – beispielsweise in den USA (Gerlach/
Ziegler 2007).

Welche Karten hat Deutschland in 
diesem Spiel? Das vorliegende Schwer-
punktheft der WSI-Mitteilungen fragt, ob 
das deutsche Mitbestimmungsmodell ein
„Pfund“ im globalen Innovationswett-
bewerb ist, ob es Innovationsprozesse eher
behindert oder selbst als quantité négli-
geable zu betrachten ist. Die folgenden
Beiträge nähern sich in erster Linie empi-
risch auf der betrieblichen Ebene dieser
Frage. Ihren Ergebnissen soll nicht vorge-
griffen werden. Ziel des einleitenden Bei-
trags ist vielmehr, eine geraffte, notwendi-
gerweise selektive Darstellung des For-
schungsstandes zum Themenfeld „Innova-
tion und Mitbestimmung“ zu geben. Zum
einen soll vorweg eine Standortbestim-
mung vorgenommen werden, die den Aus-
gangspunkt für eine Innovationsoffensive
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in 18 von 30 international vergleichbaren
Maschinengruppen der Branche die deut-
schen Hersteller bei den Ausfuhren die Na-
se vorn (VDMA 2009, S. 19). Für die Wett-
bewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft ist
die Industrie nach wie vor entscheidend, da
in ihr die meisten Innovationen erzeugt
bzw. in Produkte umgesetzt werden. Zu-
dem sind viele, insbesondere hochwertige
Dienstleistungen auf die industrielle Pro-
duktion bezogen bzw. mit ihr eng verbun-
den (Kalmbach et al. 2005).

Trotz auf den Weltmärkten gut positio-
nierter deutscher Unternehmen zeigt ein
Blick auf die Strukturen der Industrie nach
den vorliegenden Untersuchungen ein ge-
mischtes Bild. Deutschland ist insbesonde-
re stark im Bereich der nach Definition der
OECD (2002; 2005) hochwertigen Techno-
logien, d. h. der Branchen mit einer F&E-
Intensität von 3 % bis 5 %. Hier sind spe-
ziell der Maschinenbau und die Automobil-
industrie, aber auch die chemische Indus-
trie und die Elektroindustrie zu nennen
(Licht et al. 2009). Auf diese Sektoren kon-
zentrieren sich die Exportüberschüsse. Zu-
dem ist in ihnen deutlich mehr als ein Drit-
tel der Beschäftigten des verarbeitenden
Gewerbes beschäftigt. Allerdings birgt die
starke Konzentration auf einige exportstar-
ke Branchen erhebliche Gefahren. Die Kri-
se der Automobilindustrie und des Ma-
schinenbaus hat die Fragilität des deut-
schen Exportmodells in den letzten zwei
Jahren offengelegt.

Demgegenüber ist Deutschland im in-
ternationalen Vergleich im Bereich der
Spitzentechnologiebranchen,d.h.der Bran-
chen mit einer F&E-Intensität von über
5 %, schwächer vertreten. Zwar hat ihre Be-
deutung in den letzten Jahren – gemessen
an dem Anteil an der gesamten Wertschöp-
fung des verarbeitenden Gewerbes – von
8,9 % (1995) auf 12 % (2006) zugenom-
men, jedoch stagniert ihr Anteil an den ge-
samten Exporten bei etwa 15 % (Licht et al.
2009). Im Bereich Informations- und
Kommunikationstechnologie (IuK), einer
für die Hochtechnologie nach wie vor zen-
tralen Branche, ist Deutschland bis auf SAP
und Infineon eher schwach vertreten. Zu
Recht stellt der Bericht zur technologischen
Leistungsfähigkeit Deutschlands fest:„IuK-
und Medientechnik waren nie eine Spezia-
lität Deutschlands. Deutschland ist dort
stark auf Importe angewiesen; mit zuneh-
mender Bedeutung dieser Technologien
„belastet“ dies die Außenhandelsbilanz von
Jahr zu Jahr stärker“ (BMBF 2006, S.27).

Ein weiteres Beispiel ist die Pharmaindus-
trie, die im internationalen Vergleich deut-
lich an Boden verloren hat (Jürgens/Sab-
lowski 2008 S. 19ff; Gaisser et al. 2005).

Die Steigerung der privaten und öf-
fentlichen F&E-Ausgaben für Spitzentech-
nologien in den letzten Jahren hat den in ei-
nigen Bereichen bestehenden Rückstand
Deutschlands gegenüber anderen Ländern
nur geringfügig reduzieren können. An-
dererseits nimmt die Bundesrepublik bei 
bestimmten Spitzentechnologien wie der 
Nano- und der Biotechnologie wie auch
der Umwelttechnologie eine führende Po-
sition ein.

Die Berichte des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF) zur
technologischen Leistungsfähigkeit Deutsch-
lands zeichnen ebenfalls ein gemischtes
Bild (BMBF 2006). Im internationalen Ver-
gleich steht Deutschland recht gut da, al-
lerdings ist seine Position aufgrund der
schmaler gewordenen Wettbewerbsfähig-
keit heute fragiler – wie die jüngste Krise
gezeigt hat. Noch immer hat die Bundesre-
publik das Lissabon-Ziel, die Verwendung
von 3 % des Bruttoinlandsproduktes für
F&E, nicht erreicht. 2009 werden es etwa
2,6 % sein, 2010 ist sogar mit einem pro-
zentualen Rückgang zu rechnen. Jedoch
hat die Bundesrepublik keineswegs, wie
manchmal unterstellt wird, ihre Stärken le-
diglich in ausgereiften Technologien mitt-
leren Niveaus. Gerade in ökologisch orien-
tierten Technologien, die sich von neuen
Formen der Energiegewinnung bis zu en-
ergieeffizienten Verfahren bzw. Maschinen
erstrecken, ist Deutschland z. T. Welt-
marktführer. Allerdings ist nicht zu leug-
nen, dass andere Staaten, insbesondere die
asiatischen, in den letzten Jahren erhebli-
che Anstrengungen unternommen haben,
um aufzuholen bzw. zu überholen. Bei-
spielsweise ist Korea – nach dem Indikator
F&E-Ausgaben – Forschungsspitzenreiter
sogar noch vor Japan und den skandinavi-
schen Ländern. China hat in dem zurück-
liegenden Jahrzehnt seine Ausgaben für
Forschung und Entwicklung vervierfacht.
Das Land investiert gewaltige Summen in
diesen Bereich und erreicht heute schon 1,5
% des Bruttoinlandsprodukts. Die Kon-
junkturprogramme des vergangenen Jah-
res wurden für eine weitere Erhöhung der
F&E-Ausgaben genutzt. Mittelfristig droht
somit ein massiver Einbruch in Domänen
der deutschen Industrie. Ein Blick auf den
sich zuspitzenden Wettbewerb im Auto-
mobilbereich zeigt dies nur zu deutlich.

3
Innovation und 
Innovationssystem 

Unter Innovationen werden in diesem Bei-
trag betriebliche Neuerungen und Verän-
derungen in Unternehmen verstanden. Sie
sind eingebettet in ein Innovationssystem,
das national, regional oder sektoral analy-
siert werden kann. Innovationssysteme
umfassen nach international akzeptiertem
Verständnis die „Kulturlandschaft“ all jener
Institutionen, die wissenschaftlich for-
schen, Wissen akkumulieren und vermit-
teln, die Arbeitskräfte ausbilden, die Tech-
nologien entwickeln, die innovative Pro-
dukte und Verfahren hervorbringen sowie
verbreiten (Grupp et al. 2004, S. 87f.). Die
Unternehmen sind ein Element dieses Sys-
tems, wobei sie mit den anderen Institutio-
nen interaktive Beziehungen unterhalten
(können).

Die Generierung und Umsetzung von
Innovationen wird in der Innovationsfor-
schung nicht mehr als linearer Prozess ver-
standen. Während man früher von einer
Kette von Forschung, Entwicklung bis hin
zum Markteintritt der Neuerungen aus-
ging, hat sich mittlerweile ein systemisches
Verständnis von Innovationen durchge-
setzt, das Netzwerke zugrunde legt, in de-
nen Innovationen entstehen und realisiert
werden. Es sind nicht allein die Marktteil-
nehmer, die durch Kooperation oder Inter-
aktion Innovationen auf den Weg bringen,
sondern solche Netzwerke reichen weit
über Marktbeziehungen hinaus. Hierauf
haben zu Recht Autoren wie Lundvall
(1992), Nelson (1993) und Dreher (2008)
hingewiesen. Insbesondere in der Phase der
Umsetzung von Inventionen, also beim
Schritt von der bloßen Erfindung zu Inno-
vationen, spielen Kapitalmarktbeziehun-
gen, komplexe Wissensarchitekturen, Ar-
beitsbeziehungen, neue Geschäftsmodelle
und spezifische Aneignungsbedingungen
von neuem Wissen eine Rolle. Zugleich
sind in Innovationsprozessen Rückkopp-
lungsschleifen „eingebaut“ bzw. erforder-
lich, die Korrekturen ermöglichen und
wichtige Voraussetzungen für erfolgreiche
Innovationen auf der betrieblichen Ebene
sind. Für die Realisierung von Innovatio-
nen auf der Ebene des Unternehmens wird
ein Innovationsmanagement im Sinne ei-
ner umfassenden und zielgerichteten Akti-
vität für erforderlich gehalten (Gerybadze
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2004). Gerybadze (ebd.) und Tidd et al.
(2001) entwickelten hier das Konzept der
„flexiblen Routinen“, das eingespielte In-
novationswege und Lernmöglichkeiten
verknüpft. Eine wichtige Voraussetzung 
ist allerdings eine entsprechende Wahr-
nehmungs- und Kommunikationsbereit-
schaft.

Als Indikatoren für einen Innovations-
erfolg werden gewöhnlich die Entwicklung
der Umsätze, des Marktanteils, der Kosten,
der Produktivität sowie der Beschäftigung
ausgewiesen. Allerdings greift eine Be-
schränkung des Erfolges allein auf wirt-
schaftliche Aspekte zu kurz, da das Innova-
tionsumfeld dabei ausgeklammert wird.
Bessere Arbeitsbedingungen sowie eine an-
spruchsvollere Arbeit im Sinne des Kon-
zeptes „gute Arbeit“ sollten mit Blick auf
ein systemisches Verständniss in ein Be-
zugssystem für die Bewertung von Innova-
tionen einbezogen werden. Auch diese wir-
ken sich im Endeffekt auf die Entwicklung
der genannten engeren wirtschaftlichen In-
dikatoren aus.

Zudem stellt sich die Frage, ob das Kri-
terium des Markterfolges für eine Bewer-
tung von Innovationen auf der Ebene des
Unternehmens allein ausreicht. Wenn die
unternehmensinternen wie -externen An-
reizsysteme falsch konstruiert sind, kann es
zu einer übertriebenen Risikobereitschaft
und zu übermäßig kurzfristigem Verhalten
kommen. Ökologische, ökonomische und
soziale Kosten werden von den Unterneh-
men soweit möglich und erlaubt gern ex-
ternalisiert – mit häufig desaströsen Kon-
sequenzen. Während z. B. der Nutzen
(nicht die Profitabilität) vieler neuer Fi-
nanzprodukte, die in den vergangenen Jah-
ren als innovativ angepriesen wurden,
schwer nachzuweisen, wenn überhaupt zu
beziffern ist, so sind die damit verbunde-
nen Kosten offenkundig und enorm (Stig-
litz 2009). Unvollkommene Märkte – zu er-
klären u. a. mit „Animal Spirits“ (Akerlof/
Shiller 2009) – führen eben häufig zu an-
deren Ergebnissen als es von „Marktpuris-
ten“ für möglich gehalten wird.

Ein Innovationsverständnis, das pri-
mär auf die technologischen Produktinno-
vationen abhebt – etwa im Sinne des Oslo-
Manual (OECD 2005) – greift deshalb zu
kurz, weil die Einbettung von Innovatio-
nen in ein soziales System aus dem Blick-
feld zu geraten droht. Bereits Schumpeter
(1932) hat darauf hingewiesen, dass Inno-
vationen nicht nur neue Produkte, sondern
auch Veränderungen von Dienstleistungen,

technischen Prozessen und Organisations-
strukturen sowie die Erschließung neuer
Bezugsquellen oder Vorleistungen umfas-
sen. Ein ganzheitliches Innovationsver-
ständnis hat diese vier Aspekte zu berück-
sichtigen und damit technische Entwick-
lungen im engeren Sinne mit sozial-öko-
nomischen Veränderungen, wie z. B. im
Bereich von Organisations- und Führungs-
strukturen, von Arbeitszeitmodellen und
betrieblicher Qualifizierung, also Maßnah-
men und Aktivitäten, die schwerpunkt-
mäßig der Arbeitspolitik zugeschrieben
werden können, zu verbinden.

Internationale Vergleiche von Innovati-
onsfähigkeit konzentrieren sich jedoch in
der Regel auf technische Produktinnova-
tionen und werden häufig – auch aus
Gründen empirischer Machbarkeit – mit-
hilfe quantitativer Indikatoren wie z. B. der
F&E-Intensität oder der Patentstatistiken
durchgeführt. Dies ist zwar im wissen-
schaftlichen Sinne wichtig, reicht aber kei-
neswegs aus. Andere qualitative Dimensio-
nen, auf die Arreger (1976) bereits früh
hingewiesen hat, geraten dadurch aus dem
Blickfeld. Soziale Innovationen – etwa im
Bereich der Mobilität bei der Umsetzung
eines integrierten Verkehrskonzeptes –
können für die Lösung von Problemen wie
der Erderwärmung ebenso wichtig sein wie
Produktinnovationen – z. B. die Entwick-
lung neuer Antriebssysteme.

4
Das deutsche Innovations-
system – Hemmschuh oder
Katalysator? 

Einen großen Einfluss auf die wissen-
schaftliche wie politische Diskussion zu
den Stärken und Schwächen des deutschen
Innovationssystems hatte die grundlegen-
de Arbeit von Peter Hall und David Soskice
(2001). Danach ist es kein Zufall, dass
Deutschland Schwächen auf den Feldern
der hochwertigen und Stärken bei ausge-
reiften Technologien aufweist. Hierdurch
würden sich die Wachstumsunterschiede
zwischen Volkswirtschaften wie den USA
und Deutschland erklären. Für Hall/Soski-
ce beruht die technologische Spezialisie-
rung auf einer je spezifischen Ausprägung
des jeweiligen nationalen Institutionen-
systems, das durch einen breiten Set auf-
einander bezogener und zueinander „pas-
sender“ Einrichtungen charakterisiert sei.

Idealtypisch sei zwischen zwei Spielarten
des Kapitalismus zu unterscheiden: In libe-
ralen Marktwirtschaften erfolge die Koor-
dination des Handelns zwischen den Un-
ternehmen und anderen Akteuren primär
über den Markt, koordinierte Marktwirt-
schaften seien stärker durch nicht-markt-
mäßige Beziehungen charakterisiert. Pro-
totypisch für die erste Gruppe seien die
USA, für die zweite die Bundesrepublik
Deutschland.

Ein wichtiges Element des Institutio-
nensystems seien die Arbeitsbeziehungen,
die (mit)verantwortlich für die Innova-
tionsschwäche Deutschlands im Bereich
der radikalen Innovationen seien. So gese-
hen ist das deutsche Modell der Mitbe-
stimmung nicht durchweg ein Pluspunkt
im internationalen Innovationswettbe-
werb.

Der Erklärungsansatz von Hall/Soskice
schien plausibel zu sein, vermochte er doch
spezifische Stärken der US-Wirtschaft 
etwa im Bereich der IT-Technologien zu
begründen, die durch den Hinweis auf
das Silicon Valley und die „Roaring Nine-
ties“ (Krueger/Solow 2001; kritisch Stieg-
litz 2004) unterstrichen wurden. Dass an-
dererseits die deutsche Volkswirtschaft in
dem seit etwa 1990 „laufenden“ Zyklus 
der Informationstechnik mit Digitalisie-
rung, Mobiltelefon und Internet – wie 
bereits erwähnt – bestenfalls in der zwei-
ten Reihe steht, schien ein weiterer Beleg
für unterschiedliche Innovationspoten-
ziale – je nach Spielart des Kapitalismus –
zu sein.

Dennoch wurde der Analyse von Hall/
Soskice widersprochen. Die Schwierigkei-
ten, radikale und inkrementelle Innovatio-
nen definitorisch voneinander abzugren-
zen, sowie die schmale Datenbasis – die 
Autoren vergleichen im Grunde nur die Pa-
tentspezialisierung Deutschlands und der
USA – wurden als Einwände gegen die
Tragfähigkeit der These vorgebracht (Jür-
gens/Sablowski 2008, S. 112ff.). Zudem
scheinen koordinierte Volkswirtschaften in
ihrer Pfadabhängigkeit nicht so eindeutig
auf inkrementelle Innovationen festgelegt
zu sein wie Hall/Soskice suggerieren: Skan-
dinavische Länder sind wettbewerbsfähig
in bestimmten Segmenten des IT-Bereichs,
und die Bundesrepublik ist führend in der
Nanotechnologie und hat in den Biotech-
nologien deutlich aufgeholt.

Auf einen weiteren wichtigen Punkt in
der Diskussion um Spielarten des Kapita-
lismus haben Jürgens/Sablowski (2008, 14f.)
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Solche Argumente, die die positiven
Auswirkungen der Mitbestimmung auf die
Innovationsfähigkeit unterstreichen, ne-
giert der Property-Rights-Ansatz. Danach
verfolgen Arbeitnehmer und ihre Vertreter
in Betriebs- und Aufsichtsräten aus struk-
turellen Gründen eher kurzfristige Ziele –
anders als die Kapitaleigner (Furubotn
1978; Alchian 1984). Langfristig orientier-
te Investitionen seien deshalb nicht im In-
teresse der Arbeitnehmer. Dies führe zu In-
novationsdefiziten und zu einer Überbeto-
nung der Beschäftigungssicherung. Mitbe-
stimmung teile die Entscheidungsrechte im
Unternehmen und reduziere damit die
Entscheidungsfähigkeit und -bereitschaft.
Dem wird jedoch entgegengehalten, dass
sich Unternehmensstrategien häufig an
den kurzfristigen Interessen der Sharehol-
der orientieren und daher die Annahme ei-
nes strukturell kurzfristigeren Zeithori-
zonts der Arbeitnehmer als sehr fragwürdig
anzusehen sei.

Angesichts der Pro- und Kontra-Argu-
mente ist es letztlich eine empirisch zu be-
antwortende Frage, in welcher Weise sich
die Mitbestimmung auf die Realisierung
von Innovationsprozessen auswirkt. Zu
differenzieren ist hierbei nach dem Be-
triebsverfassungsgesetz und dem Mitbe-
stimmungsgesetz. Betriebsräte haben le-
diglich Informationsrechte bezüglich In-
novations- bzw. Investitionsvorhaben und
können Innovationsvorschläge zur Be-
schäftigungssicherung auf Basis des § 92a
BetrVG einbringen. Demgegenüber sind
die Mitbestimmungsrechte der Arbeitneh-
mervertreter in den Aufsichtsräten umfas-
sender. Die „zustimmungspflichtigen Ge-
schäfte“ betreffen Entscheidungen, die sich
auf die gegenwärtige Situation des Unter-
nehmens wie auch auf strategische Festle-
gungen beziehen. Die Planungen von In-

Die Frage, ob das deutsche Innova-
tionssystem Innovationen fördert oder be-
hindert und sich insbesondere als Hemm-
schuh für radikale Innovationen erweist,
sollte empirisch unter Einbeziehung der
Branchen- und Unternehmensebene un-
tersucht werden. Die Analyse von nationa-
len Innovationssystemen reicht offensicht-
lich nicht aus, um schlüssige Antworten ge-
ben zu können.

5
Innovation und Mitbe-
stimmung – ein Spannungs-
verhältnis?

5.1 PRO- UND KONTRA-ARGUMENTE

Mitbestimmung ist ein zentrales Element
des deutschen Produktionssystems mit sei-
nen charakteristischen Innovationsmus-
tern. In der Diskussion über ihre Auswir-
kungen auf die Innovationsfähigkeit von
Unternehmen wird nun kritisch auf länge-
re Entscheidungswege und geringere Flexi-
bilität in den Betrieben hingewiesen. Wenn
negative Konsequenzen für die Beschäfti-
gung befürchtet werden, dann seien Blo-
ckaden gegen die Einführung von Prozess-
innovationen vonseiten der Träger der Mit-
bestimmung möglich. Dies könne z. B. die
Umsetzung von Produktinnovationen be-
hindern, da diese häufig mit der Reorgani-
sation von Produktionsprozessen verbun-
den sei.3

Dem wird entgegengehalten, dass die
Mitbestimmung den Informationsfluss ver-
bessere und sich hierdurch positive Auswir-
kungen auf den technischen Fortschritt er-
gäben. Zudem würden – wenn etwa in den
Aufsichtsräten Entscheidungen gemeinsam
gefällt werden – diese von den Beschäftig-
ten eher akzeptiert und als fair empfunden.
Hierdurch könne sich die Produktivität er-
höhen. Die Mitbestimmung ermögliche so-
mit eine bessere Steuerung des Innovations-
prozesses durch die Berücksichtigung der
Interessen beider Unternehmensparteien.
Des Weiteren wird darauf verwiesen, dass
die Mitbestimmungsträger verhindern kön-
nen, dass Manager ihre eigenen Interessen,
die nicht zwangsläufig den Interessen des
Unternehmens entsprechen müssen, ver-
folgen. Sie verfügten häufig über bessere
Informationen als die Kapitaleigner und
könnten somit rascher auf Fehlentwick-
lungen im Unternehmen reagieren.

hingewiesen. Im Zeitalter der Globalisie-
rung könne nicht unbedingt davon ausge-
gangen werden, dass Innovationssysteme
national sein müssen. Für Hall/Soskice
seien nationale Innovationssysteme die 
unabhängige Variable, während die Lokali-
sierung von Branchen, von Forschungs-
und Produktionsprozessen abhängige Va-
riablen seien. Damit werde aber von den
Besonderheiten sektoraler, lokaler und
auch betrieblicher Innovationsprozesse ab-
strahiert, deren Verlauf im Zusammen-
spiel verschiedener Institutionen, unter 
ihnen eben auch der Mitbestimmungsein-
richtungen, empirisch genauer zu analysie-
ren sei.

Spätestens seitdem im Kontext der von
den USA ausgehenden Finanz- und Welt-
wirtschaftskrise die massiven Struktur-
schwächen der US-Wirtschaft deutlich ge-
worden sind, wird das US-amerikanische
Innovationssystem skeptischer beurteilt.
Paul Volcker (2009), ehemaliger Vorsitzen-
der der US-Notenbank Federal Reserve,
forderte unlängst eine Re-Industrialisie-
rung der USA und kritisierte, dass die Ver-
einigten Staaten in der Zukunftsbranche
der erneuerbaren Energien in der For-
schung und Entwicklung weit vorn seien,
aber hergestellt werde diese Technik in
Deutschland und von dort in den Rest der
Welt verkauft – also ein Entwicklungs-
muster, das in der Vergangenheit häufig
Deutschland vorgehalten worden ist.1

Im Grunde ist damit eine Diskussion
aufgegriffen worden, die in den 1980er Jah-
ren u.a durch die MIT-Kommission mit
empirischen Branchenstudien zum Nie-
dergang der US-Industrie (mit)angestoßen
wurde (Dertouzos et al. 1990).2 In den
„Roaring Nineties“ geriet das in Vergessen-
heit. Die Autoren kritisierten damals die
geringe Innovationskraft der US-Unter-
nehmen und führten sie u. a. auf eine man-
gelhafte betriebsinterne Kooperation zwi-
schen Belegschaft und Management, feh-
lendes Teamwork zwischen den verschie-
denen betrieblichen Abteilungen sowie
fehlende längerfristige, auf gegenseitigem
Vertrauen basierende Kooperation mit 
Lieferanten und Kunden zurück. Nicht
ausreichend war nach Ansicht der Kom-
mission ebenfalls die horizontale Koopera-
tion zwischen Unternehmen, die gleiche
bzw. ähnliche Produkte herstellen. In die-
sen Bereichen liegen nun – hierauf weist
Ralf Reichwald (in diesem Heft) zu Recht
hin – spezifische Stärken der deutschen
Schlüsselbranchen.

1 Diese Kritik ist nur ein Beispiel für die zurzeit in den
USA breit geführte Diskussion. 

2 Keineswegs standen die Autoren mit ihrer Kritik al-
lein. Bereits in der ersten Hälfte der 1980er Jahre
analysierten Bluestone/Harrison (1982) sowie 
Bowles et al. (1984) den vermeintlichen Nieder-
gang der US-Wirtschaft. In der Euphorie der
1990er Jahre war davon keine Rede mehr, obwohl
die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit in vie-
len Branchen zu gering blieb – wie die anhaltenden
Zahlungsbilanzprobleme der USA zeigten. Erst in
der „Katerstimmung“ der aktuellen Krise wird wie-
der der Finger in die Wunde gelegt.

3 Schließlich sind die negativen Wirkungen von Pro-
zessinnovationen im Vergleich zu Produktinno-
vationen auf Arbeitsplätze und Beschäftigte größer
(vgl. Ziegler in diesem Heft).
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novationen sind hierin einbezogen. Jür-
gens/Lippert (2005) weisen zu Recht darauf
hin, dass Aufsichtsräte Innovationsvorha-
ben nicht nur billigen oder ablehnen, son-
dern auch anregen können. Da zudem in
den Aufsichtsräten Entscheidungen über-
wiegend einstimmig gefällt werden und so-
mit für alle Mitglieder akzeptabel sind,
kann der Einfluss der Arbeitnehmervertre-
ter auf die Innovationsstrategie des Unter-
nehmens beträchtlich sein. Aber auch die
Betriebsräte haben – trotz eingeschränkter
Rechte – in der Praxis die Möglichkeit, z.B.
über die Mitbestimmung in Personalange-
legenheiten sowie durch eine geschickte In-
formationspolitik die Innovationspolitik
des Unternehmens mitzubestimmen.

5.2 EMPIRISCHE EVIDENZ

Im Folgenden werden die Ergebnisse em-
pirischer Studien in aller Kürze vorgestellt:
Eine neue Untersuchung von Kraft et al.
(2009) vergleicht die Auswirkungen des
Mitbestimmungsgesetzes von 1976 auf die
Innovationsfähigkeit von Unternehmen.
Hierzu wurden mitbestimmte Aktienge-
sellschaften in den Zeiträumen von 1971–
1976 und 1981-1990 mit nicht-mitbe-
stimmten Aktiengesellschaften verglichen.
Intervenierende Variablen wurden im öko-
nometrischen Modell kontrolliert. Als In-
dikator für Innovation diente die Anzahl
der Patente. Die Ergebnisse der Untersu-
chung sind recht eindeutig: Die Hypothe-
se, dass Mitbestimmung Innovationen be-
hindere, konnte nicht bestätigt werden.
Wenn Mitbestimmung tatsächlich zu einer
Verzögerung von Entscheidungen führen
sollte, dann müsse es Gegeneffekte – wie
z. B. einen besseren Informationsfluss, eine
effektivere Kontrolle von eigeninteressier-
ten Managern – geben. Eher könne eine
positive Wirkung auf die Innovations-
fähigkeit konstatiert werden. Danach be-
trachten Arbeitnehmervertreter in Auf-
sichtsräten langfristig wirksame Investitio-
nen in „Wissenskapital“ als eine Chance,
Arbeitsplätze zu sichern.

Freilich ist einzuräumen, dass die Aus-
sagekraft der Studie insofern begrenzt ist,
als die Wirkung von Patenten auf die Pro-
fitabilität und damit auf das Wachstum von
Unternehmen bestritten wird: Es ist be-
kannt, dass viele Innovationen nicht zu Pa-
tenten führen. Manche Erfinder scheuen
die Kosten des Patentierens und versuchen
deshalb, ihre Erfindung auf anderen Wegen
„zu schützen“. Darüber hinaus ist es – an-

gesichts der Komplexität des Innovations-
prozesses – immer gewagt, Innovationen
mit nur einem Indikator zu messen. Für
quantitative Untersuchungen sollten des-
halb weitere Indikatoren einbezogen wer-
den. Außerdem sind qualitativ orientierte
Fallstudien, die typologisch die Rolle der
Arbeitnehmervertreter in Innovationspro-
zessen genauer aufschlüsseln können, er-
forderlich.4

Andere quantitative empirische Analy-
sen zum Einfluss des Betriebsrates auf die
Innovations- und Investitionstätigkeit er-
geben kein einheitliches Bild.5 Es gibt Stu-
dien, die keine Wirkungen des Betriebsra-
tes auf Prozess- und Produktinnovationen
ausmachen – wenn der Betriebsrat als exo-
gene Determinante in Form einer Dum-
myvariablen eingeht (Addison et al. 2001;
Dilger 2002; Jirjahn 1998). Blume/Gerstl-
berger (2007) bestätigen dieses Ergebnis.
Allerdings begünstige die Existenz von Be-
triebsräten Formen von Partizipation im
Arbeitsprozess sowie im innerbetriebli-
chen Wissensmanagement, wodurch sich
wiederum indirekt ein positiver Einfluss
auf die Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten in den Unternehmen ergäbe.

Wird die Betriebsratsvariable hingegen
instrumentiert in die Regression einge-
führt, also ein alternatives statistisches
Schätzverfahren genutzt, so erhöht sich bei
seiner Existenz die Wahrscheinlichkeit von
Produktinnovationen (Addison et al. 1996).
Eindeutiger scheint der Zusammenhang
bei Umweltinvestitionen zu sein (Askild-
son et al. 2002). Danach lässt sich ein posi-
tiver Effekt des Betriebsrates ausmachen,
der sich durchaus plausibel begründen 
lässt. Danach haben Beschäftigte ein unmit-
telbares Interesse, eine Umweltverschmut-
zung am Arbeitsplatz sowie in der Umge-
bung des Werkes niedrig zu halten. In der
Regel werden die Betriebsräte diese Inte-
ressen aufgreifen und sich für Investitio-
nen, die die Umweltverschmutzung redu-
zieren, einsetzen.

Zu ganz anderen Resultaten kommen
FitzRoy/Kraft (1990) im Rahmen einer Un-
tersuchung mit einer relativ kleinen Stich-
probe. Danach ist der Umsatzanteil neuer
Produkte in mitbestimmten Betrieben und
bei hohem gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrad signifikant niedriger als in ande-
ren Betrieben.

Hingegen sind die Ergebnisse bei der
Produktivität, dem Umsatz und der Wert-
schöpfung eindeutiger. Die Mehrzahl der
empirischen Untersuchungen konstatiert

hier einen positiven Zusammenhang –
wenn nicht getrennt für verschiedene Be-
triebsgrößen analysiert wird. Ausgelöst
werden können diese Effekte durch ein po-
sitives Betriebsklima, aber auch durch eine
verstärkte direkte Partizipation. Indirekt
„profitiert“ die Innovationsfähigkeit des
Unternehmens von diesem positiven Zu-
sammenhang, wenn hierdurch die Akzep-
tanz von Investitionsentscheidungen er-
höht wird. Des Weiteren begünstigt die 
betriebliche Mitbestimmung die betrieb-
liche Weiterbildung sowie bestimmte Arten
betrieblicher Reorganisationsmaßnahmen
– wie z. B. die Gruppenarbeit (Gerlach/
Jirjahn 1998; Hübler/Jirjahn 2002). Beides
sind wichtige Elemente in einem betrieb-
lichen Innovationsprozess. Hingegen be-
steht zwischen der Verlagerung von Ver-
antwortung auf untere Hierarchieebenen
und Betriebsräten ein negativer Zusam-
menhang (Hübler/Jirjahn 2002). Mögli-
cherweise befürchten Betriebsräte hier-
durch eine Schwächung ihrer Position.
Dieses hätte negative Auswirkungen auf die
Produktivität und möglicherweise auch auf
die Innovationsbereitschaft.

Die Effekte der betrieblichen Mitbe-
stimmung in kleinen und mittelgroßen Be-
trieben scheinen generell recht gering zu
sein. In einem beträchtlichen Teil der Be-
triebe dieses Typs gibt es keinen Betriebs-
rat. Dies gilt insbesondere für die Start-ups,
die in neuen Bereichen wie z. B. der Bio-
technologie oder der Nanotechnologie
häufig Innovationsträger sind. Effekte der
Mitbestimmung gibt es in diesen Unter-
nehmen nicht – im Übrigen ein weiteres
Argument gegen die angeblich mitbestim-
mungsbedingte Schwäche der deutschen
Wirtschaft bei radikalen Innovationen. In
den Betrieben dieser Größenordnung lässt
sich allenfalls ein indirekter Effekt auf die
Wirksamkeit von Innovationen durch die
empirisch gesicherten positiven Wirkun-
gen des Betriebsrates auf abteilungsinterne

4 Das noch nicht abgeschlossene, von der Hans-
Böckler-Stiftung geförderte Projekt von Jürgens
und Lippert zum Thema „Corporate Governance,
Arbeitnehmerbeteiligung und Innovation. Eine
empirische Untersuchung in der deutschen, schwe-
dischen und US-amerikanischen Automobilindus-
trie“ wird hier möglicherweise auf der Basis von
Fallstudien erste Antworten geben können.

5 Im Folgenden orientieren wir uns an dem Überblick
von Hübler (2003) über die empirischen Untersu-
chungen zur Rolle des Betriebsrates bei der Unter-
nehmensentwicklung sowie an einigen neueren
Studien.
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Reorganisations- sowie Weiterbildungs-
maßnahmen ausmachen (Hübler 2003,
S. 391).

Dass die vorliegenden Untersuchungen
z. T. kontoverse Ergebnisse erkennen las-
sen, muss zunächst einmal kein Nachteil
sein. Ziel der Forschung kann nicht ein
schlichtes Pro oder Kontra bezogen auf die
deutsche Mitbestimmung sein. Diese ist –
allseits anerkannt – ein Kernelement des
deutschen Produktions- und damit Inno-
vationssystems. Vielmehr handelt es sich
darum, seine Stärken und Schwächen zu
erkennen. Hierzu haben die Forschungser-
gebnisse Erkenntnisse geliefert. Allerdings
besteht angesichts einer Vielzahl offener
Fragen nach wie vor ein erheblicher Bedarf
an quantitativ wie qualitativ orientierter
Forschung.

5.3 HERAUSFORDERUNGEN

Unbestritten ist, dass sich der Druck auf
die Mitbestimmung infolge der Globalisie-
rung in den letzten Jahrzehnten enorm er-
höht hat. Der Hightechstandort Deutsch-
land kann seinen Vorsprung in den Schlüs-
selbranchen, aber auch in neu entstehen-
den Branchen, nur bei Aufrechterhaltung
von Innovationsvorsprüngen bewahren.
Hier hat sich zweifellos die Funktion von
Mitbestimmung gewandelt. Sie hat nicht
mehr allein die Aufgabe, durch eine Zivili-
sierung des Rationalisierungsprozesses den
beruflichen Status und die Arbeitsplätze zu
sichern und, wenn möglich, für „gute Ar-
beit“ zu sorgen (Kern 1998). Das bleibt
notwendig, wird aber in Zukunft nicht
mehr ausreichen; neue Anforderungen an
ein Co-Management der Mitbestimmungs-
träger entstehen. In den vielen Unterneh-
men, die unter der Krise leiden und in
ihrem Bestand gefährdet sind, sind Akteu-
re der Mitbestimmung aktuell gefordert,
eigenständige Beiträge zum Gelingen von
Innovationen zu leisten, um ihre Arbeits-
plätze zu sichern. Dies ist bereits teilweise
betriebliche Praxis (vgl. Schwarz-Kocher
et al. in diesem Heft), aber doch nur eine
Facette des Problems. Generell geht es um
einen stärkeren Beitrag der Mitbestim-
mungsinstitutionen bei der Aktivierung
des Wissens der Beschäftigten für betrieb-
liche Innovationsprozesse. Durch die Mit-
bestimmung kann die Kooperationsbereit-
schaft – wie die vorliegenden Forschungs-
ergebnisse zeigen – erhöht werden. Die
Chancen für eine Ausschöpfung der inter-
nen Ressourcen und Kompetenzen eines

Unternehmens verbessern sich, wodurch
die Komplexität von Innovationsprozessen
mit ihren Rückkoppelungen besser hand-
habbar wird.

Noch sind solche Zielvorstellungen
nicht voll realisiert. Die Gewerkschaften
plädieren für ein stärkeres Engagement der
Mitbestimmungsträger im Innovations-
prozess, beispielsweise strebt die IG Metall
mit der Kampagne „Besser statt billiger“ ei-
nen offensiveren Umgang mit betriebli-
chen Innovationen an, um die Beschäfti-
gung durch eine verbesserte Wettbewerbs-
fähigkeit zu sichern (Korflür et al. in diesem
Heft). Damit wendet sich diese Kampagne
explizit gegen Strategien der Unterneh-
men, die sich häufig auf schlichte Kosten-
senkung zum Nachteil der Beschäftigten
beschränken. Über die betriebliche Ebene
hinaus sollen die betrieblichen Initiativen
gewissermaßen zu einer Branchenpolitik
bzw. Industriepolitik gebündelt werden.
Dem liegt ein umfassendes Verständnis von
Innovationsprozessen zugrunde, das die
Aporien eines auf die technischen Dimen-
sionen verkürzten Innovationsbegriffes
vermeidet, denn „Innovation ist mehr als
Technik“ (Klotz 2003).

Ihre Interessenlage sowie ihr arbeits-
orientiertes Verständnis prädestiniert die
Mitbestimmungsträger (und die Gewerk-
schaften) für die Einbeziehung der Dimen-
sionen von betrieblichen Innovationen, die
im betrieblichen Alltag häufig zu kurz
kommen. Sie können damit zugleich eine
breitere Beteiligung der Beschäftigten för-
dern, die der betrieblichen Innovations-
fähigkeit zugute kommen würde (Kirner
et al. in diesem Heft). Die vorliegenden
Forschungsergebnisse zeigen – bei aller
Differenz –, dass für das Gelingen von In-
novationen wichtige Faktoren von den Be-
triebsräten (mit)bestimmt werden: die Ar-
beitsorganisation, die Qualifizierung und
die Akzeptanz in der Belegschaft. Sie kön-
nen einen Beitrag für eine innovations-
freundliche Atmosphäre im Unternehmen
leisten. Innovationen sind ja häufig nicht
planbar, sie entstehen nicht selten an den
„Rändern“ einer Organisation. Dieses gilt
insbesondere für die Planung von Produkt-
innovationen. Ob sie erfolgreich sind, ist
nicht vorhersehbar, sondern erweist sich
erst im Prozess der Innovation selbst. Da-
mit sie eine Chance haben, sich in der be-
trieblichen Hierarchie „durchzusetzen“,
bedarf es entsprechender Rahmenbedin-
gungen, d. h. Freiräume sowie einer ver-
trauensvollen, ermunternden Umgebung.

Betriebsräte sind hier als Promotoren ge-
fordert, um sich für die entsprechenden
Rahmenbedingungen einzusetzen (Sper-
ling/Wolf in diesem Heft).

Freilich, es wäre naiv anzunehmen, dass
eine erweiterte und offensive Innovations-
politik sich ohne Probleme umsetzen ließe.
Trotz verbesserten Mitbestimmungsmög-
lichkeiten sowie eines von den Märkten
kommenden spürbaren Handlungsdrucks
steht bei vielen Betriebsräten das Thema
Innovation nicht im Zentrum ihrer Politik
(Kriegesmann et al. in diesem Heft). Die
klassischen sozialen und personalen Aufga-
ben dominieren noch immer. Zudem ist
mit Widerständen vonseiten des Manage-
ments zu rechnen. Es wird oft zum Schaden
des Innovationsprozesses durch Macht
schlicht dekretiert (Scholl 2004).6 Es han-
delt sich also keineswegs um ein konflikt-
freies Feld, auf dem beide Seiten immer au-
tomatisch ihren jeweiligen Nutzen erzielen.
Beschäftigungs- bzw. Innovationspakte im
Sinne eines do ut des sind erforderlich, aber
nicht leicht zu erreichen (Schwarz-Kocher
et al. in diesem Heft).

6
Fazit und Ausblick

In der aktuellen tief greifenden Krise ist mit
dramatischen Strukturveränderungen so-
wie einer Verschiebung der Gewichte in der
Weltwirtschaft zu rechnen. Dies zeigt sich
jetzt schon, z. B. im Maschinenbau, einer
deutschen Kernbranche (Dispan 2009). Es
ist keineswegs ausgemacht, dass die deut-
sche Volkswirtschaft gestärkt aus dieser
Krise herauskommen wird. Dieses wird
u. a. davon abhängen, inwieweit es gelingt,
ihre Innovationsfähigkeit zu erhöhen. Kei-
neswegs reicht hierfür ein höherer Input
von Mitteln für Forschung und Entwick-
lung aus – so notwendig er auch ist. Ge-
nauso wichtig ist es, die Stärken des deut-
schen Entwicklungspfades zu nutzen und
seine Schwächen zu vermeiden. Die Mitbe-
stimmung als Kernelement des deutschen
Produktionssystems ist hier in dem Sinne
gefordert, dass die Kompetenzen im Be-
trieb und im Unternehmen stärker aus-

6 Das von W. Scholl geleitete und von der Hans-
Böckler-Stiftung geförderte Projekt „Innovativität
durch Mitbestimmung, untersucht an der Beteili-
gung von Betriebsräten an Prozessinnovationen“
befasst sich mit dieser Problematik.
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geschöpft werden. „Offene Innovation“
(Reichwald/Piller 2009) impliziert eben
auch die Öffnung des Innovationsprozesses
nach innen. Wie erreicht man eine solche
Stärkung des deutschen Entwicklungs-
pfades? Um das Verhältnis von Mitbestim-
mung und Innovation mit seinen Stärken
und Schwächen genauer auszuleuchten,
hat die Hans-Böckler-Stiftung mehrere
Forschungsprojekte vergeben. Ihre teils
vorläufigen Ergebnisse werden in diesem
Schwerpunktheft präsentiert. Ausgangs-
punkt ist die Einschätzung, dass Verbesse-
rungen der Funktionalität der Mitbestim-
mung für Innovationsprozesse im Prinzip
anzustreben sind. Wissenschaftlich gut do-
kumentierte Beispiele können hier hilf-

reich sein. Die Chancen für einen solchen
forschungspolitischen Ansatz stehen nicht
schlecht. Die häufig neoliberal unterfütter-
te Kritik an der Mitbestimmung als Inno-
vationsbremse erweist sich beim jetzigen
Stand der Forschung als wenig tragfähig
und ist angesichts des Debakels eines ent-
fesselten Finanzkapitalismus generell etwas
zurückhaltender geworden.

Die Beiträge in diesem Heft konzen-
trieren sich auf die Ebene des Unterneh-
mens bzw. Betriebes als dem Ort, an dem
Innovationen maßgeblich entwickelt bzw.
umgesetzt werden. Nicht minder wichtig
sind jedoch die Branchen, der Staat sowie
die Europäische Union – werden doch dort
innovationspolitische Rahmenbedingun-

gen bereitgestellt. Hier können wir immer
noch eine Reduzierung des Innovations-
verständnisses auf technologische Aspekte,
insbesondere innerhalb von Hightech-
Strategien, konstatieren. Wir wissen heute,
dass ein solcher Ansatz zu kurz greift. Es ist
zu hoffen, dass bei der anstehenden Post-
Lissabon-Strategie (Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 2009) und der
Weiterentwicklung der Hightech-Strategie
der Bundesregierung die Träger der Mitbe-
stimmung ihr Gewicht in die Waagschale
werfen können, um der forschungspoliti-
schen Umsetzung eines ganzheitlichen In-
novationsansatzes zum Durchbruch zu
verhelfen.
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